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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Familiennachzug ermöglichen – Kinderrechte wahren!  

 

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 
Die Aussetzung und massive Einschränkung des Familiennachzugs auf 
Bundesebene vernachlässigt kinderrechtliche Aspekte in erheblichem Maße. Für 
viele Kinder und Jugendliche bedeutet dies jahrelange Familientrennung, 
Perspektivlosigkeit und psychosoziale Belastung. Das Land Berlin muss 
landesspezifische Härtefallkriterien entwickeln, sich auf Bundesratsebene aktiv 
für den Familiennachzug einsetzen und eigene Landesaufnahmeprogramme für 
den Eltern- und Geschwisternachzug schaffen. 
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Ausgangslage 
Familiennachzug ist ein zentraler Bestandteil des Schutzes von Ehe und Familie. 
Dennoch sind viele Familien über lange Zeiträume getrennt, weil die Visaverfahren 
langwierig sind und rechtliche Hürden den Nachzug erschweren oder verhindern. 

Besonders gravierend sind die Auswirkungen für subsidiär Schutzberechtigte. Mit 
der im Juli 2025 beschlossenen zweijährigen Aussetzung des Familiennachzugs 
wurde tausenden Familien die Aussicht auf ein zeitnahes Wiedersehen genommen 
– selbst dann, wenn die Anträge bereits seit Jahren anhängig waren. 

Die vorgesehene Härtefallregelung ist derart restriktiv, dass auch Personen in 
schwerer persönlicher Not abgelehnt werden. Die vorliegende Weisung des 
Auswärtigen Amtes zeigt, dass selbst Kleinkinder erst nach fünf Jahren 
Trennungszeit, Kinder ab drei Jahren sogar zehn Jahre als Härtefall eingestuft 
werden. Wenn die Trennungszeiten nicht erfüllt sind, sollen nur singuläre 
Einzelschicksale berücksichtigt werden. Die Zahlen zeigen jedoch, dass die 
Härtefallregelung in der Praxis wirkungslos bleibt. In zehn Monaten, bis Mai 2026, 
wurden nur in sieben Fällen Visa erteilt. 

Warum geraten die Rechte junger Geflüchteter und ihrer Familien unter Druck? 
Von den bestehenden Hürden sind insbesondere unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete (umG) betroffen. Wenn sie während der Aussetzung volljährig werden, 
verlieren sie dauerhaft die Möglichkeit, ihre Familie nachzuholen. Auch wenn sie 
nach der Aussetzung noch minderjährig sind, können die langen Warte- und 
Bearbeitungszeiten dazu führen, dass eine Familienzusammenführung faktisch 
unmöglich wird. 

Jahrelange Familientrennungen bedeuten für Kinder und Jugendliche 
Perspektivlosigkeit und erhebliche psychosoziale Belastungen. Das Recht auf 
Familienleben wird dadurch erheblich eingeschränkt. 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 
Das Land Berlin verfügt trotz der bundesrechtlichen Regelungen über 
Handlungsspielräume, um Familienzusammenführungen zu erleichtern und die 
Rechte von Kindern und Familien zu stärken. Hierzu gehören insbesondere die 
Nutzung bestehender Ermessensspielräume, die Beschleunigung von Verfahren, 
Landesaufnahmeprogramme sowie Initiativen auf Bundesratsebene. 

Vorabzustimmungen im Rahmen des Familiennachzugs 

Familien warten oft Monate bis Jahre auf einen Termin bei einer deutschen 
Auslandsvertretung zur Beantragung eines Visums zum Familiennachzug. Die 
anschließende Bearbeitungszeit dauert wiederum meist Monate bis Jahre. 

Das Land Berlin kann das Verfahren enorm beschleunigen, indem es Gebrauch von 
der Vorabzustimmung gemäß § 31 Abs. 3 AufenthV im Visumverfahren macht. Das 
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Berliner Landesamt für Einwanderung erteilt seit Jahren Vorabzustimmungen nur 
in sehr wenigen Einzelfällen. 

Landesaufnahmeprogramm zur Wahrung der Rechte von unbegleiteten 
minderjährigen Geflüchteten 

Die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten verletzt die 
Rechte von unbegleiteten Minderjährigen. In sehr vielen Fällen führt die 
Aussetzung zur endgültigen Trennung der Familien, z. B. wenn die unbegleiteten 
Minderjährigen während der Aussetzung volljährig werden. 

Geschwisternachzug 

Nach dem Aufenthaltsgesetz bekommen nur Eltern von minderjährigen 
unbegleiteten Kindern Visa zum Familiennachzug. Minderjährige Geschwister 
erhalten in der Regel keine Visa. Dies führt zu einer erneuten Trennung von Eltern 
und Kindern. 

Das Land Berlin ist Vorreiter und ermöglicht seit Jahren auch den Nachzug von 
Geschwistern. 

Ermessensausübung beim Nachzug zu Menschen mit humanitären 
Aufenthaltstiteln 

Das Landesamt für Einwanderung kann beim Nachzug zu Menschen mit 
humanitären Aufenthaltstiteln von den Voraussetzungen der 
Lebensunterhaltssicherung und des ausreichenden Wohnraums gemäß § 29 Abs. 2 
Satz 1 AufenthG absehen. 

Landesaufnahmeprogramm für Syrien, Afghanistan und Irak 

Das ehemalige Landesaufnahmeprogramm für Syrien, Irak und Afghanistan 
ermöglichte den Nachzug von Familienangehörigen außerhalb der sogenannten 
Kernfamilie mithilfe einer Verpflichtungserklärung zur Lebensunterhaltssicherung. 
Der Familiennachzug nach dem Aufenthaltsgesetz ermöglicht dagegen 
grundsätzlich nur den Nachzug von Ehegatt*innen und minderjährigen Kindern. 

Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge 
• Das Land Berlin soll landesspezifische Härtefallkriterien entwickeln und sich 

auf Bundesratsebene aktiv für den Familiennachzug einsetzen. 
• Das Landesamt für Einwanderung soll in allen Fällen des Familiennachzugs 

Vorabzustimmungen erteilen, insbesondere wenn Kinder und minderjährige 
Jugendliche davon betroffen sind, um das Verfahren zu beschleunigen und 
die Familientrennung schneller zu beenden. 

• Das Land Berlin muss ein Landesaufnahmeprogramm schaffen, das den 
Familiennachzug für alle als umG eingereiste junge Menschen ermöglicht. 

• Das Land Berlin muss sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass der 
Geschwisternachzug bundesweit ermöglicht wird. Geschwisterkinder müssen 
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einreisen können – unabhängig von Wohnraum und 
Lebensunterhaltssicherung. 

• Das Landesamt für Einwanderung soll sein Ermessen beim Absehen von der 
Lebensunterhaltssicherung und Wohnraum gemäß § 29 Abs. 2 Satz 1 
AufenthG beim Nachzug zu Menschen mit humanitären Aufenthaltstiteln 
großzügig ausüben. 

• Das ehemalige Landesaufnahmeprogramm für Syrien, Irak und Afghanistan 
muss auf andere Länder mit humanitären Krisen, insbesondere Sudan und 
Gaza, erweitert und wieder aufgenommen werden. Das 
Landesaufnahmeprogramm soll weiterhin den Nachzug von 
Familienangehörigen außerhalb der sogenannten Kernfamilie mithilfe einer 
Verpflichtungserklärung zur Lebensunterhaltssicherung ermöglichen. 

  

 


